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Viertes Gesetz 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 
(4. ÄndG BVFG) *) 

Vom 19. September 1961 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesvertriebenengesetz vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesvertriebenengesetzes vom 29. Juni 1961 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 813) wird wie folgt geändert: 
a) § 20 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Im Widerspruchsverfahren (§§ 68 ff. der 
Verwaltungsgerichtsordnung) entscheidet über 
Anträge auf Ausstellung eines Ausweises nach 
§ 15 Abs. 2 Nr. 3 oder auf Kennzeichnung eines 
Ausweises nach § 15 Abs. 3 die zuständige Be¬ 
hörde nach Anhören eines Ausschusses. Der Aus¬ 
schuß besteht aus dem Leiter der Behörde oder 
seinem Beauftragten als Vorsitzendem und zwei 
ehrenamtlichen Beisitzern. Einer der Beisitzer 
muß Sowjetzonenflüchtling sein. Die näheren Be¬ 
stimmungen erlassen die Landesregierungen. Die 


Anhörung des Ausschusses kann unterbleiben, 
w’enn die zuständige Behörde dem Widerspruch 
in vollem Umfange entsprechen will." 
b) Die bisherige Fassung des § 20 wird Absatz 1. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort¬ 
laut des Bundesvertriebenengesetzes in der neuen 
Fassung bekanntzumachen, die sich aus den Ände¬ 
rungen und Ergänzungen in Artikel 1 ergibt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. November 1961, Satz 4 
des durch Artikel 1 Buchstabe a eingefügten § 20 
Abs. 2 jedoch am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 19. September 1961 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister 
für Familien- und Jugendfragen 
Dr. Wuermeling 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
von Merkatz 


Z1997 A 
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Bekanntmachung 

der Neufassung des Körperschaflsteuergesetzes 
Vom 13. September 1961 

Auf Grund des § 23 a Abs. 2 des Körperschaft- 
steucrgeselzes in der Fassung vom 18. November 
1958 (Bundesgesetzbl. t S. 747) wird nachstehend der 
Wortlaut des Körperschaftsteuergesetzes unter Be¬ 
rücksichtigung 

a) des Steueränderungsgesetzes 1960 vom 30. Juli 

1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) und 

b) des Steueränderungsgesetzes 1961 vom 13. Juli 

1961 (Bundesgesetzbl. I S. 981) 
bekanntgemacht. 

Bonn, den 13. September 1961 

Der B undesminister der Finanzen 
In Vertretung 
Prof. Dr. Hettlage 



Nr. 76 — Tay der Ausgabe: Bonn, den 23. September 1961 


1723 


Körperschaftsteuergesetz 

in der Fassung vom 13. September 1961 

(KStG 1961) 


1. SI euer] d licht 
§ 1 

Unbeschränkte Steuerpflicht 

(1) Unbeschränkt körperscbaHsteuerpflidilig sind 
die folgenden Körperschaften, Personenvereinigun¬ 
gen und Vermögensmassen, die ihre Geschäftsleitung 
oder ihren Sitz im Inland haben: 

1. Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften auf Aktien, Ge¬ 
sellschaften mit beschränkter Haftung, Ko¬ 
lonialgesellschaften, bergrechtliche Gewerk¬ 
schaften) ; 

2. Erwerbs- und Wirlschaftsgenossenschaften; 

3. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit; 

4. sonstige juristische Personen des privaten 
Rechts; 

5. nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stif¬ 
tungen und andere Zweck vermögen; 

6. Betriebe gewerblicher Art von Körper¬ 
schaften des öffentlichen Rechts; einem 
solchen Betrieb steht die Verpachtung eines 
Betriebs gewerblicher Art gleich. 

(2) Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht 
erstreckt sich auf sämtliche Einkünfte. 

§ 2 

Beschränkte Steuerpflicht 

(1) Beschränkt körperschaitsteuerpflichtig sind 

1. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die weder ihre Ge¬ 
schäftsleitung noch ihren Silz im Inland 
haben, 

mit ihren inländischen Einkünften; 


2. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nicht unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, 

mit den inländischen Einkünften, von 
denen ein Steuerabzug zu erheben ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die 
weder ihre Geschäftsleitung noch ihren Sitz im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin (West), 
aber ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz in einem 
zum Inland gehörenden Gebiet haben, in dem Kör¬ 
perschaften, Personenvereinigungen und Vermö¬ 
gensmassen mit Geschäftsleitung oder Sitz im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) als beschränkt körperschaftsteuerpflichtig 
behandelt werden. 

§ 3 

Abgrenzung der persönlichen Steuerpflicht 

Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, Anstal¬ 
ten, Stiftungen und andere Zweckvermögen sind 
dann körperschaftsteuerpflichtig, wenn ihr Einkom¬ 
men weder nach diesem Gesetz noch nach dem Ein¬ 
kommensteuergesetz unmittelbar bei einem anderen 
Steuerpflichtigen zu versteuern ist. 

§ 4 

Persönliche Befreiungen 

(1) Von der Körperschaftsteuer sind befreit 

1. die Deutsche Bundespost, die Deutsche Bun¬ 
desbahn, das Unternehmen „ Reichsau to- 
bahnen“, die Monopolverwaltungen des 
Bundes und die staatlichen Lotterieunter¬ 
nehmen; 

2. die Reichsbank, die Deutsche Bundesbank, 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau, die 
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Deutsche Rentenbank, die Deutsche Renten- I 
bank-Kreditanstalt, die Lastenausgleichs¬ 
bank (Bank für Vertriebene und Ge¬ 
schädigte), die Deutsche Landesrentenbank, 
die Deutsche Siedlungsbank, die Landwirt¬ 
schaftliche Rentenbank und die Deutsche 
Genossenschaftskasse; 

3. Staatsbanken, soweit sie Aufgaben staats¬ 
wirtschaftlicher Art erfüllen; 

4. die öffentlichen oder unter Staatsaufsicht 
stehenden Sparkassen, soweit sie der Pflege 
des eigentlichen Sparverkehrs dienen; 

5. Hauberg-, Wald-, Forst-und Laubgenossen¬ 
schaften und ähnliche Realgemeinden. Un¬ 
terhalten sie einen Gewerbebetrieb, der 
über den Rahmen eines Nebenbetriebs hin¬ 
ausgeht, oder haben sie einen solchen Ge¬ 
werbebetrieb verpachtet, so sind sie inso¬ 
weit steuerpflichtig; 

6. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach der Satzung, 
Stiftung oder sonstigen Verfassung und 
nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung 
ausschließlich und unmittelbar kirchlichen, 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 
dienen. Unterhalten sie einen wirtschaft¬ 
lichen Geschäftsbetrieb, der über den Rah¬ 
men einer Vermögensverwaltung hinaus¬ 
geht, so sind sie insoweit steuerpflichtig; 

7. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Waisen-, 
Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskassen 
und sonstige rechtsfähige Hilfskassen für 
Fälle der Not oder Arbeitslosigkeit, 

a) wenn sich die Kasse beschränkt 

aa) auf Zugehörige oder frühere Zuge¬ 
hörige einzelner oder mehrerer 
wirtschaftlidrer Geschäftsbetriebe 
oder 

bb) auf Zugehörige oder frühere Zuge¬ 
hörige der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege (Arbeiter¬ 
wohlfahrt-Hauptausschuß, Innere 
Mission und Hilfswerk der Evange¬ 
lischen Kirche in Deutschland, Deut¬ 
scher Caritasverband, Deutscher Pa¬ 
ritätischer Wohlfahrtsverband, Deut¬ 
sches Rotes Kreuz und Zentralwohl¬ 
fahrtsstelle der Juden in Deutsch¬ 
land) einschließlich ihrer Unterglie¬ 
derungen, Einrichtungen und Anstal¬ 
ten und sonstiger gemeinnütziger 
Wohlfahrtsverbände, und 

b) wenn sichergestellt ist, daß der Betrieb 
der Kasse nach dem Geschäftsplan und 
nach Art und Höhe der Leistungen eine 
soziale Einrichtung darstellt; 

8. Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen 
Charakter, deren Zweck nicht auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet 
ist. Unterhalten sie einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb, der dem Verbandszweck 
dient, so sind sie insoweit steuerpflichtig. 
Dient ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 


nicht dem Verbandszweck, so ist der Berufs¬ 
verband steuerpflichtig; 

9. Körperschaften oder Personenvereinigun¬ 
gen, deren Hauptzweck die Verwaltung des 
Vermögens für einen nichtrechtsfähigen 
Berufsverband der in Ziffer 8 bezeichneten 
Art ist, sofern ihre Erträge im wesentlichen 
aus dieser Vermögensverwaltung herrühren 
und ausschließlich dem Berufsverband zu¬ 
fließen. 

(2) Die Befreiungen nach Absatz 1 sind nicht an¬ 
zuwenden, soweit die inländischen Einkünfte dem 
Steuerabzug unterliegen (§ 2 Abs. 1 Ziff. 2). 

(3) Die Befreiungen nach Absatz 1 Ziff. 3 bis 9 
sind auf beschränkt Steuerpflichtige (§ 2 Abs. 1 
Ziff. 1, Abs. 2) nicht anzuwenden. 


II. Einkommen 
1. Allgemeines 
§ 5 

(1) Die Körperschaftsteuer bemißt sich nach dem 
Einkommen, das der Steuerpflichtige innerhalb 
eines Kalenderjahrs bezogen hat. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, die Bücher nach den 
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs zu führen ver¬ 
pflichtet sind, ist der Gewinn nach dem Wirtschafts¬ 
jahr, für das sie regelmäßig Abschlüsse machen, zu 
ermitteln. Weicht bei diesen Steuerpflichtigen das 
Wirtschaftsjahr, für das sie regelmäßig Abschlüsse 
machen, vom Kalenderjahr ab, so gilt der Gewinn 
aus Gewerbebetrieb als in dem Kalenderjahr be¬ 
zogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. Die Um¬ 
stellung des Wirtschaftsjahrs auf einen vom Kalen¬ 
derjahr abweichenden Zeitraum ist steuerlich nur 
wirksam, wenn sie im Einvernehmen mit dem 
Finanzamt vorgenommen wird. 

§ 6 

(1) Was als Einkommen gilt und wie das Ein¬ 
kommen zu ermitteln ist, bestimmt sich nach den 
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und den 
§§ 7 bis 16 dieses Gesetzes. Hierbei sind auch ver¬ 
deckte Gewinnausschüttungen zu berücksichtigen. 

(2) Bei der Ermittlung des Einkommens von Ver¬ 
sicherungsunternehmen gilt für Beitragsrückerstat¬ 
tungen, die auf Grund des Geschäftsergebnisses ge¬ 
währt werden, vorbehaltlich der Vorschriften der 
Absätze 3 und 4 folgendes: 

1. Beitragsrückerstattungen, die aus dem Le¬ 
bensversicherungsgeschäft stammen, sind 
abzugsfähig. 

2. Beitragsrückerstattungen, die nicht aus dem 
Lebensversicherungsgeschäft stammen, sind 
nur insoweit abzugsfähig, als sie den Über¬ 
schuß nicht übersteigen, der sich ergeben 
würde, wenn die auf das Wirtschafts¬ 
jahr entfallenden Versicherungsieistungen, 
Überträge und Rücklagen sowie die sämt¬ 
lichen sonstigen persönlichen und sach¬ 
lichen Betriebsausgaben allein aus der auf 
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das Wirtschaftsjahr entfallenden Beitrags- 
i-innabme bestritten worden wären. Die 
Beitragsrürkerstattung muß spätestens bei 
Genehmigung des Abschlusses des Wirt¬ 
schaftsjahrs durch die satzungsmäßig zu¬ 
ständigen Organe mit der Maßgabe be¬ 
schlossen werden, daß sie auf die binnen 
Jahresfrist nach der Beschlußfassung fällig 
werdenden Beiträge anzurechnen oder 
binnen Jahresfrist, nach der Beschlußfas¬ 
sung bar auszu/ahlen ist. 

(3) Zuführungen zu Rücklagen für Beitragsrück¬ 
erstattungen sind nur insoweit abzugsfähig, als die 
ausschließliche Verwendung der Rücklagen für die¬ 
sen Zweck durch Satzung oder durch geschäfts¬ 
planmäßige Erklärung gesichert ist. 

(4) Bei Versicherungsunternehmen, die das Le¬ 
bensversicherungsgeschäft allein oder neben ande¬ 
ren Versicherungszweigen betreiben, sind für das 
Lebensversicherungsgeschäft mindestens 5 vom Hun¬ 
dert des nach den Vorschriften des Einkommen¬ 
steuergesetzes und dieses Gesetzes ermittelten 
Gewinns zu versteuern, von dem der bei dem 
Lebensversicherungsgeschäft für die Versicherten 
bestimmte Anteil noch nicht abgezogen ist, 

§ 7 

Für die Ermittlung des Einkommens ist es ohne 
Bedeutung, ob das Einkommen verteilt wird oder 
nicht. Ausschüttungen jeder Art auf Genußscheine, 
mit denen das Recht aul Beteiligung am Gewinn 
und am Liquidationserlös der Kapitalgesellschaften 
verbunden ist, dürfen das Einkommen nicht min¬ 
dern. 

2. Sachliche Befreiungen 

§ 8 

Gei Personenvereinigungcn, bei politischen Parteien 
und politischen Vereinen 

(1) Bei Personal Vereinigungen, die unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, bleiben für die Ermittlung des 
Einkommens die auf Grund der Salzung erhobenen 
Beiträge der Mitglieder außer Ansalz. 

(2) Bei politischen Parteien und politischen Ver¬ 
einen, die unbeschränkt steuerpflichtig sind, bleiben 
außerdem die Einkünfte der in § 2 Abs. 3 Ziff. 3 
bis 5 und 7 des Einkommensteuergesetzes bczeich- 
neten Art mit Ausnahme der Kapitalerträge im Sinn 
des § 43 des Einkommensteuergesetzes außer 
Ansatz. 

§ 9 

Bei S cb 3 chlelges ellsdiaf ten 

(1) Ist eine unbeschränkt steuerpflichtige Kapital¬ 
gesellschaft, ein unbeschränkt steuerpflichtiger Ver- 
sieherungsverem auf Gegenseitigkeit oder ein Be¬ 
trieb einer inländischen Körperschaft des öffent¬ 
lichen Rechts nachweislich seit. Beginn des Wirt¬ 
schaftsjahrs ununterbrochen an dem Grund- oder 
Stammkapital einer unbeschränkt steuerpflichtigen 
Kapitalgesellschaft in Form von Aktien, Kuxen oder 
Anteilen mindestens zu einem Viertel unmittelbar 


beteiligt, so bleiben die auf die Beteiligung entfal¬ 
lenden Gewinnanteile jeder Art außer Ansatz. Ist 
ein Grand- oder Stammkapital nicht vorhanden, so 
tritt an seine Stelle das Vermögen, das bei der 
letzten Veranlagung zur Vermögensteuer fest¬ 
gestellt worden ist. 

(2) Soweit die Gewinnanteile außer Ansatz blei¬ 
ben, ist der Steuerabzug vom Kapitalertrag nicht 
vorzunehmen. 

(3) Die nach Absatz 1 außer Ansatz bleibenden 
Gewinnanteile, die bei der ausschüttenden Kapital¬ 
gesellschaft berücksichtigungsfähige Ausschüttungen 
im Sinn des § 19 Abs. 3 Satz 1 sind, unterliegen 
einer besonderen Körpersdiaftsteuer, die nach der 
Höhe dieser Gewinnanteile bemessen wird; § 5 gilt 
entsprechend. Bei einer Kapitalgesellschaft sind 
diese Gewinnanteile um den Betrag zu kürzen, in 
dessen Höhe ihre berücksichtigungsfähigen Aus¬ 
schüttungen nicht zu einer Ermäßigung der Körper¬ 
schaftsteuer nach § 19 Abs. 1 Ziff. 1 oder 2, Abs. 2 
Ziff. 1 führen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend, wenn Bund, Länder, Gemeinden oder 
Gemeindeverbände an unbeschränkt steuerpflich¬ 
tigen Kapitalgesellschaften beteiligt sind. Von den 
auf diese Beteiligungen entfallenden Gewinnantei¬ 
len ist indessen der Steuerabzug vom Kapitalertrag 
insoweit vorzunehmen, als diese Gewinnanteile bei 
den ausschüttenden Kapitalgesellschaften berück¬ 
sichtigungsfähige Ausschüttungen im Sinn des § 19 
Abs. 3 Satz 1 sind. 

§ 10 

(gestrichen) 

3. Abzugsfähige Ausgaben 
§ 11 

Bei Ermittlung des Einkommens sind die folgen¬ 
den Beträge abzuziehen, soweit sie nicht bereits 
nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
abzugsfähige Ausgaben sind; 

1. bei Kapitalgesellschaften 

die Kosten der Ausgabe von Aktien und son¬ 
stigen Gesellschaftsanteilen, soweit sie nicht 
aus dem Ausgabeaufgeld gedeckt werden 
können; 

2. bei Versicherungsuntcrnehmen 
Zuführungen zu versicherungstechnischen Rück¬ 
lagen, soweit sie für die Leistungen aus den 
am Bilanzstichtag laufenden Versicherungs¬ 
verträgen erforderlich sind; 

3. bei Kommanditgesellschaften auf Aktien 

der Teil des Gewinns, der an persönlich haf¬ 
tende Gesellschafter auf ihre nicht auf das 
Grundkapital gemachten Einlagen oder als Ver¬ 
gütung (Tantieme) für die Geschäftsführung 
verteilt wird; 

4. Vermögensmehrungen, die dadurch entstehen, 
daß Schulden zum Zweck der Sanierung ganz 
oder teilweise erlassen werden; 

5. Ausgaben zur Förderung mildtätiger, kirch¬ 
licher, religiöser, wissenschaftlicher und staats¬ 
politischer Zwecke und der als besonders för- 
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der un <ßw ilcd i g an erk a nnten gemeinnützigen 
Zwecke bis zur Höhe von insgesamt 5 vom 
Hundert des Einkommens oder 2 vom Tausend 
der Summe der gesamten Umsätze und der im 
Kalenderjahr aulgewendeten Löhne und Ge¬ 
hn] ler. Für wissenschaftliche Zwecke erhöht 
sich der Vomhundertsatz von 5 um weitere 
5 vom Hundert. Als Einkommen im Sinn dieser 
Vorschrift gilt das Einkommen vor Abzug der 
in Satz 1 und in § 10 d des Einkommensteuer¬ 
gesetzes bezeidineten Ausgaben. 


4. Nichtabzugsfähige Ausgaben 
§ 12 

Nicht abzugsfähig sind 

1. die Aufwendungen für die Erfüllung von 
Zwecken des Steuerpflichtigen, die durch Stif¬ 
tung, Satzung oder sonstige Verfassung vor¬ 
geschrieben sind; 

2. die Steuern vom Einkommen und die Ver- 
mögensleuer; 

3. die Vergütungen jeder Art, die an Mitglieder 
des Aufsichtsrats, Verwaltungsrats, Gruben- 
vorstands oder andere mit der Überwachung 
der Geschäftsführung beauftragte Personen ge¬ 
währt werden. 


5. Anteilige Abzüge 
§ 13 

Ist das Einkommen nur zu einem Teil steuerpflich¬ 
tig, so dürfen Ausgaben nur insoweit abgezogen 
werden, als sie mit steuerpflichtigen Einkünften 
ln unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang 
stehen. Besteht das Einkommen nur aus Einkünften, 
von denen ein Steuerabzug zu erheben ist (§ 2 
Abs. 1 Ziff. 2), so ist ein Abzug von Ausgaben nicht 
zulässig. 


6 . Auflösung und Abwicklung 
(Liquidation) 

§ 14 

(1) Wird eine Kapitalgesellschaft, die ihre Auf¬ 
lösung beschlossen hat, abgewickelt, so ist der im 
Zeitraum der Abwicklung erzielte Gewinn der Be¬ 
steuerung zugrunde zu legen. Der Besteuerungs- 
Zeitraum soll drei Jahre nicht übersteigen. 

(2) Zur Ermittlung des Gewinns im Sinn des 
Absatzes 1 ist das zur Verteilung kommende Ver¬ 
mögen (Abwicldungs-Endvermögen) dem Vermögen 
am Schluß des der Auflösung vorangegangenen 
Wirtschaftsjahrs (Abwicklungs-Anfangsvermögen) 
gegenüberzus teilen. 

(3) Von dein Abwicklungs-Endvermögen sind die 
steuerfreiem Vermögenszugänge abzuziehen, die 
dem Steuerpflichtigen in dem Abwicklungszeitraum 
zugeflossen sind. 


(4) Abwiddungs-Anfangsvermögen ist das Be¬ 
triebsvermögen, das am Schluß des vorangegange¬ 
nen Wirtschaftsjahrs der Veranlagung zur Körper¬ 
schaftsteuer zugrunde lag. Hat der letzten Veran¬ 
lagung ein Wert des Betriebsvermögens nicht 
zugrunde gelegen, so tritt an seine Stelle der Betrag 
des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals oder, 
wenn ein solches nicht vorhanden ist, die Summe 
der Einlagen oder der Anschaffungs- oder Herstel¬ 
lungspreis im Sinn des Einkommensteuergesetzes. 
Das Abwicklungs-Aniangs vermögen ist um den 
Gewinn des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs zu 
kürzen, der im Abwicklungszeitraum ausgeschüttet 
worden ist. 

(5) Auf die Gewinnermittlung sind im übrigen die 
sonst geltenden Vorschriften anzuwenden. 

7. Verschmelzung (Fusion) 
und Umwandlung 

§ 15 

(1) Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
mit oder ohne Abwicklung (Liquidation) auf einen 
anderen über, so ist § 14 entsprechend anzuwenden. 
Für die Ermittlung des Gewinns tritt an die Stelle 
des zur Verteilung kommenden Vermögens der 
Wert der iur die Übertragung des Vermögens ge¬ 
währten Gegenleistung nach dem Stand im Zeit¬ 
punkt der Übertragung. 

(2) Der beim Übergang sich ergebende Gewinn 
scheidet für die Besteuerung insoweit aus, als die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. das Vermögen einer inländischen Kapital¬ 
gesellschaft muß als Ganzes auf eine an¬ 
dere inländische Kapitalgesellschaft gegen 
Gewährung von Gesellschaftsrechten der 
übernehmenden Gesellschaft übergehen: 

2. es muß sichergestellt sein, daß dieser Ge¬ 
winn später der Körperschaftsteuer unter¬ 
liegt. 


8 . Verlegung der Geschäftsleitung 
ins Ausland 

§ 16 

(1) Verlegt eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft ihre Geschäftsleitung und ihren 
Sitz oder eins von beiden ins Ausland und scheidet 
sie dadurch aus der unbeschränkten Steuerpflicht 
aus, so ist § 14 entsprechend anzuwenden. An die 
Stelle des zur Verteilung kommenden Vermögens 
tritt der gemeine Wert des vorhandenen Ver¬ 
mögens. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die inlän¬ 
dische Betriebstätte einer beschränkt steuerpflich¬ 
tigen Kapitalgesellschaft aufgelöst oder ins Ausland 
verlegt oder ihr Vermögen als Ganzes an einen 
anderen übertragen wird. 

§ 17 

(gestrichen) 
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III. SteuerlnVif 
§ 18 

Abrundung 

Zur Berechnung der Körperschaflsteuer wird das 
Einkommen auf volle 10 Deutsche Mark nach unten 
abgerundet. 

§ 19 

Steuersätze 

(1) Die Körperschallsleuer beträgt 

1. bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapital¬ 
gesellschaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1), soweit sie 
nicht zu den in Ziffer 2 bezeichnct.cn Ge¬ 
sellschaften gehören, 

51 vom Hundert des Einkommens. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich für 
die berücksichtigungsfähigen Ausschüttun¬ 
gen (Absatz 3) auf 15 vom Hundert des 
Einkommens; 

2. bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapital¬ 
gesellschaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1), deren bei 
der letzten Veranlagung zur Vermögen¬ 
steuer zugrunde gelegtes Vermögen zuzüg¬ 
lich des Werls der Beleiligungen im Sinn 
des § GO Abs. 1 des Bewertungsgesetzes 
den Betrag von 5 Millionen Deutsche Mark 
nicht übersteigt und bei denen seit Beginn 
des Wirtschaftsjahrs ununterbrochen die 
folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

Die Anteile müssen mindestens zu 76 vom 
Hundert des Nennkapitals natürlichen Per¬ 
sonen gehören, 

box Aktiengesellschaften und Kommandit¬ 
gesellschaften auf Aktien müssen die 
Aktien auf Namen lauten. Die Aktien dür¬ 
fen nicht zum Handel an einer Börse oder 
im geregelten Freiverkehr zugelassen sein, 
die Nennwerte der zum Betriebsvermögen 
gehörenden Beteiligungen dürfen insgesamt 
das Nennkapital nicht übersteigen, 

für die ersten angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
39 vom Hundert, 

für die v/eiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark dos Einkommens 
44 vom Hundert, 

für die weiteren angefangonen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
49 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
54 vom Hundert, 

für die weiterem angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
59 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Einkommens 
49 vom Hundert. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich für 
die berücksichtigungsfähigen Ausschüttun¬ 
gen (Absatz 3) auf 26,5 vom Hundert des 
Einkommens; 


3. bei den übrigen Körperschaften, Personen¬ 
vereinigungen und Vermögensmassen (§ 1 
Abs. 1 Ziff. 2 bis 6, § 2 Abs. 1 Ziff. 1) 

49 vom Hundert des Einkommens. 

(2) Die Körperschaftsteuer beträgt 

bei Kreditanstalten des öffentlichen Rechts, mit Aus¬ 
nahme der öffentlichen oder unter Staatsaufsicht 
stehenden Sparkassen (§ 4 Abs. 1 Ziff. 4), für Ein¬ 
künfte aus dem langfristigen Kommunalkredit-, 
Realkredit- und Meliorationskreditgeschäft, 
bei privaten Bausparkassen für Einkünfte aus dem 
langfristigen Realkreditgeschäft, 
bei reinen Hypothekenbanken, 

bei gemischten Hypothekenbanken für die. Einkünfte 
aus den in § 5 des Hypothekenbankgesetzes be- 
zeichneten Geschäften, 
bei Schiffspfandbriefbanken, 

bei der Industriekreditbank Aktiengesellschaft, der 
Deutschen Industriebank, der Berliner Industriebank 
Aktiengesellschaft und der Saarländischen Investi- 
tionskreditbank Aktiengesellschaft für Einkünfte aus 
dem langfristigen Kreditgeschäft 

1. 27,5 vom Hundert des Einkommens, wenn 
die Steuerpflichtige eine Kapitalgesellschaft 
im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 1 ist. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich für 
die berücksichLigungsfähigen Ausschüttun¬ 
gen (Absatz 3) auf 15 vom Hundert des 
Einkommens; 

2 . für die ersten angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 

21.5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
24 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 

26.5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 
29 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 Deutsche Mark des Einkommens 

31.5 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Einkommens 

26.5 vom Hundert, 

wenn die Steuerpflichtige eine Kapitalge¬ 
sellschaft im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 2 ist» 

3. 26,5 vom Hundert des Einkommens, wenn 
die Steuerpflichtige eine Körperschaft, Per¬ 
sonenvereinigung oder Veraiögensmasse 
im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 3 ist. 

(3) Berücksichtigungsfähige Ausschüttungen sind 
die bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell¬ 
schaften (§ 1 Abs. 1 Ziff. 1) auf Grund eines den ge¬ 
sellschaftsrechtlichen Vorschriften entsprechenden 
Gewinnverteilungsbeschlusses vorgenommenen Ge¬ 
winnausschüttungen für Wirtschaftsjahre, deren Er¬ 
gebnisse bei der Veranlagung berücksichtigt sind. 
Die berücksichtigungsfähigen Ausschüttungen sind 

1. bei Kapitalgesellschaften im Sinn des Ab¬ 
satzes 1 Ziff. 2, deren Einkommen weniger 
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als 50 000 Deutsche Mark beträgt, im Ver¬ 
hältnis der Aufteilung des Einkommens 
(Absal/ 1 Ziff. 2) aufzutcilen und bei den 
entsprechenden Teilen des Einkommens zu 
bei iicksidiligen; 

2 . bei privaten Bausparkassen, gemisditen 
Hypothekenbanken, der Industriekredit¬ 
bank Aktiengesellschaft und der Deutschen 
Industriebank (Absatz 2), 

a) wenn die Steuerpflichtige eine Kapital¬ 
gesellschaft im Sinn des Absatzes 1 
zur. 1 ist, im Verhältnis des tarifbegün- 
stlgt.cn Teils des Einkommens zu dem 
nicht turifbegünstiglen Teil des Einkom¬ 
mens aufzutcilen und bei den entspre¬ 
chenden Teilen des Einkommens zu be¬ 
rücksichtigen; 

b) wenn die Steuerpflichtige eine Kapital¬ 
gesellschaft. im Sinn des Absatzes 1 
Ziff. 2 ist, mir mit dem Teil anzusetzen, 
der dem Verhältnis des nicht tarif¬ 
begünstigten Teils des Einkommens 
zum gesamten Einkommen entspricht. 
Zilier 1 gilt entsprechend. 

(4) Kapitalgesellschaften iin Sinn des Absatzes 1 
Ziff. 2 sind auf Antrag wie Kapitalgesellschaften im 
Sinn des Absatzes I Ziff. 1 zu besteuern. Der An¬ 
trag ist schriftlich und unwiderruflich innerhalb der 
Frist zur Abgabe der Steuererklärung für das Ka¬ 
lenderjahr (Voronlagungszeilraum) zu stellen, für 
das der Antrag erstmals gellen soll. Die Kapitalge¬ 
sellschaft ist für fünf aufeinanderfotgende Kalender¬ 
jahre an den Antrag gebunden. 

(5) Die besondere Körpcrscbaftsteuer nach § 9 
Abs. 3 beträgt 

1. 36 vorn Hundert der Gewinnanteile, wenn 
die ausschüttende Kapitalgesellschaft eine 
Gesellschaft im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 1 
ist; 

2. 12,5 vom Hundert der Gewinnanteile, wenn 
die ausschütlende Kapitalgesellschaft eine 
Gesellschaft im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 1 
ist und zu den in Absatz 2 bezeichneten 
Steuerpflichtigen gehört. 

(6) Die: Kapitaler I ragsteuer nach § 9 Abs. 4 Satz 2 
beträgt 

1. 25 vom Hundert der Gewinnanteile, wenn 
die ausschüttende Kapitalgesellschaft eine 
Gesellschaft im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 1 
ist; 

2. 12,5 vom Hundert der Gewinnanteile, wenn 
die ausschüttende Kapitalgesellschaft eine 
Gesellschaft im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 1 
ist und zu den in Absatz 2 bezeichneten 
Steuerpflichtigen gehört. 

(7) Die Körperschaftsleuer für Einkünfte, die dem 
Steuerabzug unterliegen, ist durch den Steuerabzug 
abgegolten, 

a) wenn es sich um Kapitalerträge im Sinn 
des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 des Einkom¬ 
mensteuergesetzes handelt, oder 

b) wenn der Bezieher der Einkünfte be¬ 
schränkt steuerpflichtig ist und die Ein¬ 


künfte nicht in einem inländischen gewerb¬ 
lichen oder land- oder forstwirtschaftlichen 
Betrieb angefallen sind. 

§ 19a 

Steuerermäßigung bei ausländischen Einkünften 

Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die mit ihren 
aus einem ausländischen Staat stammenden Ein¬ 
künften in diesem Staat zu einer der deutschen 
Körperschaftsteuer entspredienden Steuer heran¬ 
gezogen werden, ist die festgesetzte und gezahlte 
ausländische Steuer auf die deutsche Körperschaft¬ 
steuer (§ 19 Abs. 1 und 2) anzurechnen, die auf die 
Einkünfte aus diesem Staat entfällt. Die Vorschriften 
des § 34 c Abs. 1 Sätze 2 und 3, Abs. 2 bis 4 und 6 
des Einkommensteuergesetzes gelten entsprechend, 

§ 19 b 

Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 

Die obersten Finanzbehörden der Länder können 
mit Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
auf Antrag bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn 
auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung ermitteln 
und nach dem 31. Dezember 1960 besonders förde- 
rungswürdige Entwicklungshilfe durch Kapital¬ 
anlagen in Entwicklungsländern leisten, zur Er¬ 
leichterung dieser Entwicklungshilfe und zur Minde¬ 
rung des Wagnisses eine den steuerlichen Gewinn 
mindernde Rücklage zulassen, deren Höhe ein Drit¬ 
tel der Anschaffungs- oder Herstellungskosten der 
Kapitalanlagen nicht übersteigen darf. Die Rück¬ 
lage ist vom dritten auf ihre Bildung folgenden Wirt¬ 
schaftsjahr an jährlich mit je einem Fünftel gewinn¬ 
erhöhend aufzulösen. Die Vorschriften des § 34 d 
Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes gel ten 
entsprechend. 

IV. Veranlagung 
und Entrichtung der Steuer 

§ 20 

Allgemeines 

(1) Auf die Veranlagung zur Körperschaftsteuer 
und auf die Entrichtung der Körperschaftsteuer sind 
entsprechend die Vorschriften anzuwenden, die für 
die Einkommensteuer gelten. Dies gilt nicht für die 
Vorschrift des § 46 a Sätze 2 und 3 des Einkommen¬ 
steuergesetzes. 

(2) Bei einem vom Kalenderjahr abweichenden 
Wirtschaftsjahr (§ 5 Abs. 2 Satz 2) gilt § 35 Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes mit der Maßgabe, daß 
die Vorauszahlungen.au! die Steuerschuld des Ver¬ 
anlagungszeitraums bereits während des Wirt¬ 
schaftsjahrs zu entrichten sind, das im Veranlagungs¬ 
zeitraum endet. 

§ 21 

Pausdibesleuerung 

Das Finanzamt kann die Körperschaftsteuer in 
einem Pausdibetrag festselzen, wenn das steuer¬ 
pflichtige Einkommen offenbar geringfügig ist und 
die genaue Ermittlung dieses Einkommens zu einer 
unverhältnismäßig großen Verwaltungsarbeit füh¬ 
ren würde. 
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V. Ermächtigungs- und 
Schluß Vorschriften 

§ 22 

(gestrichen) 

§ 23 

Genossenschaften, Zentralkassen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1, für Iand- und forstwirtschaftliche Nutzungs¬ 
und Verwertungsgenossenschaften, deren Ge¬ 
schäftsbetrieb sich auf den Kreis der Mitglieder 
beschränkt, sowie für Kreditgenossenschaften 
und Zentralkassen, die Kredite ausschließlich 
an ihre Mitglieder gewähren, eine Befreiung 
von der Körperschaflsteuer oder die Anwen¬ 
dung eines ermäßigten Steuersatzes anzuord¬ 
nen und diese Steuervergünstigungen von der 
Erfüllung bestimmter Voraussetzungen, z. B. 
davon abhängig zu machen, daß die Nutzung, 
Bearbeitung oder Verwertung im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft, liegt, und 

2. anzuordnen, unter welchen Voraussetzungen 
Genossenschaften Warenriickvergiitungen bei 
der Ermittlung des Gewinns absetzen dürfen. 


§ 23 a 

Ermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes Rechts¬ 
verordnungen zu erlassen, soweit dies zur 
Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Be¬ 
steuerung, zur Beseitigung von Unbillig¬ 
keiten in Härtefällen oder zur Verein¬ 
fachung des Besteuerungsverfahrens erfor¬ 
derlich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) über die Feststellung des Einkommens 
und über die verdecktem Gewinnaus¬ 
schüttungen, 

c) über die sachlichen Befreiungen bei Per¬ 
sonenvereinigungen, bei politischen Par¬ 
teien und politischen Vereinen und bei 
Schachtelgesellschaften, 

d) über die abzugsfähigen Ausgaben, die 
nichtabzugsfähigen Ausgaben und über 
die anteiligen Abzüge, 

e) über die Auflösung und Abwicklung, 
die Verschmelzung und Umwandlung 
und über die Verlegung der Geschäfts¬ 
leitung ins Ausland, 

f) über die Ermittlung des Einkommens bei 
beschränkt steuerpflichtigen Versiche- 


rungsuntemehmen und über die Ab¬ 
zugsfähigkeit der Zuführungen zu ver¬ 
sicherungstechnischen Rücklagen bei 
Versicherungsunternehmen, 

g) über die Anwendung der Tarifvorschrif¬ 
ten, 

h) über die Veranlagung und über die Re¬ 
gelung der Steuerentrichtung; 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung zu er¬ 
lassen 

a) über die sich aus der Aufhebung oder 
Änderung von Vorschriften dieses Ge¬ 
setzes ergebenden Rechtsfolgen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
bei der Besteuerung oder zur Beseiti¬ 
gung von Unbilligkeiten in Härtefällen 
erforderlich ist, 

b) über die Befreiung von der Körperschaft¬ 
steuer bei bestimmten kleineren Ver¬ 
sicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 
im Sinn des § 53 des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versiche¬ 
rungsunternehmungen und Bausparkas¬ 
sen, bei denen entweder die Beitrags¬ 
einnahmen eine bestimmte Höhe nicht 
übersteigen oder der Betrieb nach dem 
Geschäftsplan und nadi Art und Höhe 
der Leistungen eine soziale Einrichtung 
im Sinn des § 4 Abs. 1 Ziff. 7 Buchstabe b 
darstellt, 

c) über die Abgrenzung der wirtschaft¬ 
lichen Geschäftsbetriebe, die dem Ver¬ 
bandszweck eines Berufsverbands im 
Sinn des § 4 Abs. 1 Ziff. 8 dienen, 

d) über die entsprechende Anwendung des 
§ 6 Abs. 2 Ziff. 1, Abs. 4 auf Versiche¬ 
rungsunternehmen, die das Krankenver¬ 
sicherungsgeschäft allein oder neben 
anderen Versicherungszweigen betrei¬ 
ben, 

e) über eine Beschränkung des Abzugs von 
Ausgaben zur Förderung steuerbegün¬ 
stigter Zwecke im Sinn des § 11 Ziff. 5 
auf Zuwendungen an bestimmte Körper¬ 
schaften, Personenvereinigungen oder 
Vermögensmassen sowie über eine An¬ 
erkennung gemeinnütziger Zwecke als 
besonders förderungswürdig, 

f) über die Festsetzung abweichender Vor¬ 
auszahlungstermine, 

g) über eine der allgemeinen Entwicklung 
der Versicherungswirtschaft entspre¬ 
chende Erhöhung oder Ermäßigung des 
in § 6 Abs. 4 bezeichneten Hundert 
satzes, 

h) nach denen die Kapitalertragsteuer zu 
erstatten ist, wenn die steuerabzugs¬ 
pflichtigen Einkünfte von Körperschaf¬ 
ten, Personen Vereinigungen oder Ver- 
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njögonsrnassen im Sinn des § 4 Abs. 1 
Z.jfl. 6 bezogen worden sind. 

(2) Der Bundesminisler der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, den Wortlaut dieses Gcsclzes und der zu 
diesem Gesetz erlassenen Durchiührungsverordnun- 
gen in der jeweils geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter notier Überschrift und in neuer Para- 
graphenfolge bokanntzumachen und dabei Unstim¬ 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


§ 23 b 
(entfällt) 

§ 24 

Schtußvorschnft 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist 
mals für den Veranlagungszeitraum 1961 
wenden. 


Bekanntmachung 

der Neufassung des Gewerbesteuergesetzes 

Vorn 13. September 1961 

Auf Grund des § 35 d des Gewerbesteuergesetzes 
in der Fassung vom 18. November 1958 (Bunüesqe- 
selzbl. I S. 754) wird nachstehend der Wortlaut des 
Gewerbesteuergesetzes unter Berücksichtigung 

a) des Steueränderungsgesetzes 1960 vom 30. Juli 

1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) und 

b) des Steueränderungsgesetzes 1961 vorn 13. Juli 

1961 (Bundesgesetzbl. I S. 981) 
bekanntgemacht. 

Bonn, den 13. September 1961 

Der Bundesminister der Finanzen 
In Vertretung 
Prof. Dr. Hettlage 
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Gewerbesteuergesetz 

in der Fassung vom 13. September 1961 

(GewStG 1961) 


All gern ein cs 

§ 1 

Steuer berechtigte 

Die Gemeinden sind berechtigt, eine Gewerbe¬ 
steuer als Gemeindesteuer zu erheben. 

§ 2 

Steuergegenstand 

(1) Der Gewerbesteuer unterliegt jeder stehende 
Gewerbebetrieb, soweit er im Inland betrieben 
wird. Unter Gewerbebetrieb ist ein gewerbliches 
Unternehmen im Sinn des Einkommensteuergesetzes 
zu verstehen. Im Inland betrieben wird ein Ge¬ 
werbebetrieb, soweit für ihn im Inland oder auf 
einem in einem inländischen Schiffsregister einge¬ 
tragenen Kauffahrteischiff eine Betriebstätte unter¬ 
halten wird. 

(2) Als Gewerbebetrieb gilt stets und in vollem 
Umtang die Tätigkeit 

1. der offenen Handelsgesellschaften, Kom¬ 
manditgesellschaften und anderer Gesell¬ 
schaften, bei denen die Gesellschafter als 
Unternehmer (Mitunternehmer) des Ge¬ 
werbebetriebs anzusehen sind; 

2. der Kapitalgesellschaften (Aktiengesell¬ 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Ak¬ 
tien, Gesellschaften mit. beschränkter Haf¬ 
tung, Kolonialgescllschaften, bergrechtliche 
Gewerkschaften), der Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgcnossenschaflen und der Versiche- 
rungsvereine auf Gegenseitigkeit. Ist ein 
solches Unternehmen dem Willen eines 
anderen inländischen Unternehmens derart 
untergeordnet, daß es keinen eigenen Wil¬ 
len hat, so gilt es als Betriebstätte dieses 
Unternehmens. 

(3) Als Gewerbebetrieb gilt auch die Tätigkeit 
der sonstigen juristischen Personen des privaten 
Rechts und der nichtrechtsfähigen Vereine, soweit 
sie einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (ausge¬ 
nommen Land- und Forstwirtschaft) unterhalten. 

(4) Vorübergehende Unterbrechungen im Betrieb 
eines Gewerbes, die durch die Art des Betriebs ver¬ 
anlaßt sind, heben die Steuerpflicht für die Zeit bis 
zur Wiederaufnahme des Betriebs nicht auf. 

(5) Geht ein Ge werbebetrieb im ganzen auf einen 
anderen Unternehmer über, so gilt der Gewerbe¬ 
betrieb als durch den bisherigen Unternehmer ein¬ 
gestellt. Der Gewerbebetrieb gilt als durch den an¬ 
deren Unternehmer neu gegründet, wenn er nicht 
mit einem bereits bestehenden Gewerbebetrieb ver¬ 
einigt wird. 


(6) Der Gewerbesteuer unterliegen nicht Betrieb¬ 
stätten, die sich außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes in einem zum Inland gehörenden 
Gebiet befinden, in dem Betriebstätten von Unter¬ 
nehmen mit Geschäftsleitung im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes wie selbständige Unternehmen 
zur Gewerbesteuer herangezogen werden. Im Gel¬ 
tungsbereich des Grundgesetzes gelegene Betrieb¬ 
stätten eines Unternehmens, dessen Geschäftslei¬ 
tung sich außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes in einem Gebiet der in Satz 1 be¬ 
zeichnten Art befindet, werden wie selbständige 
Unternehmen zur Gewerbesteuer herangezogen. 

(7) Der Gewerbesteuer unterliegen nicht inlän¬ 
dische Betriebstätten eines Unternehmens der 
Schiffahrt oder Luftfahrt, dessen Geschäftsleitung 
sich in einem ausländischen Staat befindet, wenn die 
Einkünfte aus diesen Betriebstätten nach § 49 Abs. 2 
des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind. 

§ 3 

Befreiungen 

Von der Gewerbesteuer sind befreit 

1. die Deutsche Bundespost, die Deutsche Bundes¬ 
bahn, das Unternehmen „Reichsautobahnen“, 
die Monopolverwaltungen des Bundes und 
die staatlichen Lotterieunternehmen; 

2. die Reidisbank, die Deutsche Bundesbank, die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, die Deutsche 
Rentenbank, die Deutsche Rentenbank-Kredit¬ 
anstalt, die Lastenausgleichsbank (Bank für 
Vertriebene und Geschädigte), die Deutsche 
Landesrentenbank, die Deutsche Siedlungs¬ 
bank, die Landwirtschaftliche Rentenbank und 
die Deutsche Genossenschaftskasse; 

3. Staatsbanken, soweit sie Aufgaben staatswirt¬ 
schaftlicher Art erfüllen; 

4. die öffentlichen oder unter Staatsaufsicht 
stehenden Sparkassen, soweit sie der Pflege 
des eigentlichen Sparverkehrs dienen; 

5. Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossen¬ 
schaften und ähnliche Realgemeinden. Unter¬ 
halten sie einen Gewerbebetrieb, der über den 
Rahmen eines Nebenbetriebs hinausgeht, so 
sind sie insoweit steuerpflichtig; 

6 . Unternehmen, die nach der Satzung, Stiftung 
oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tat¬ 
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken dienen. Unterhalten sie 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (aus¬ 
genommen Land- und Forstwirtschaft), der 
über den Rahmen einer Vermögensverwaltung 
hinausgeht, so sind sie insoweit steuerpflichtig! 
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7. Hodiseo- und Küstenfischerei, wenn sie mit 
weni(](M <iIs sieben im Jahresdurcbsdmitt be- 
sdiäfliglen Arbeilnehmern oder mit Schilfen 
betrieben wird, die eine eigene Triebkraft 
von weniger als 100 Pferdekräften haben; 

8. Vereinigungen, die die gemeinschaftliche Be¬ 
nutzung land- und forstwirtschaftlicher Be- 
triebseinridilungen oder Bctriebsgegenslände 
oder die Bearbeitung oder Verwertung der 
von den Mitgliedern selbst gewonnenen land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse zum 
Gegenstand haben (z. B. Drescb-, Molkerei-, 
Pflug-, Viehverwertungs-, Wald-, Zuchtgenos¬ 
senschaften, Waldbauvereine, Winzervereine), 
soweit die Bearbeitung oder Verwertung im 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft liegt; 

9. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Waisen-, 
Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskassen und 
sonstige rechtsfähige Hilfskassen für Fälle 
der Not oder Arbeitslosigkeit, wenn sie die 
für eine Befreiung von der Körperschaftsteuer 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllen; 

10. Körperschaften oder Personenvereinigungen, 
deren Hauptzweck die Verwaltung des Ver¬ 
mögens für einen nichlrechlsfähigen Berufs¬ 
verband im Sinn des § 4 Abs. 1 Ziff. 8 des 
Körperschaftsteuergesetzes ist, wenn ihre Er¬ 
träge im wesentlichen aus dieser Vermögens- 
Verwaltung herrühren und ausschließlich dem 
Berufsverband zufließen. 

§ 4 

Hebeberecbtigte Gemeinde 

(1) Die stehenden Gewerbebetriebe unterliegen 
der Gewerbesteuer in der Gemeinde, in der eine 
Betriebstätte zur Ausübung des stehenden Gewer¬ 
bes unterhalten wird. Befinden sich Betriebstätten 
desselben Gewerbebetriebs in mehreren Gemeinden 
oder erstreckt sich eine Betriebstätte über mehrere 
Gemeinden, so wird die Gewerbesteuer in jeder 
Gemeinde nach dem Teil des Steuermeßbetrags er¬ 
hoben, der auf sie entfällt. 

(2) Befindet sich die Betriebstätte in einem Guts¬ 
bezirk, so trifft die oberste Landesbehörde die nähe¬ 
ren Bestimmungen über die Erhebung der Steuer. 

§ 5 

Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Unternehmer. Als Un¬ 
ternehmer gilt der, für dessen Rechnung das Ge¬ 
werbe betrieben wird. Wird das Gewerbe für Rech¬ 
nung mehrerer Personen betrieben, so sind diese 
Gesamtschuldner. 

(2) Geht ein Gewerbetrieb im ganzen auf einen 
anderen Unternehmer über (§ 2 Abs. 5), so ist der 
bisherige Unternehmer bis zum Zeitpunkt des Über¬ 
gangs Steuerschuldner. Der andere Unternehmer ist 
von diesem Zeitpunkt an Steuerschuldner. 


Besteuerungsgrundlagen 

(1) Besteuerungsgrundlagen für die Gewerbe¬ 
steuer sind der Gewerbeertrag und das Gewerbe- 
kapital. 


(2) Neben dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe¬ 
kapital kann die Lohnsumme als Besteuerungsgrund¬ 
lage gewählt werden. Die Lohnsummensteuer darf 
nur mit Zustimmung der Landesregierung erhoben 
werden; die Landesregierung kann die Zustim¬ 
mungsbefugnis auf die nach Landesrecht zuständi¬ 
gen Behörden übertragen. 


Abschnitt II 

Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 
und dem Gewerbekapital 

Unterabschnitt 1 

Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeertrag 

§ 7 

Gewerbeertrag 

Gewerbeertrag ist der nach den Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes oder des Körperschaft¬ 
steuergesetzes zu ermittelnde Gewinn aus dem 
Gewerbebetrieb, der bei der Ermittlung des Einkom¬ 
mens für den dem Erhebungszeitraum (§ 14 Abs. 2) 
entsprechenden Veranlagungszeitraum zu berück¬ 
sichtigen ist, vermehrt und vermindert um die in 
§§ 8 und 9 bezeichneten Beträge. 

§ 7a 

Anwendung des § 34 d 
des Einkommensteuergesetzes 
und des § 19 b des Körperschaftsteuergesetzes 

Die auf Grund der Ermächtigung in § 34 d des 
Einkommensteuergesetzes oder in § 19 b des Kör¬ 
perschaftsteuergesetzes zugelassene Rücklage gilt 
auch für die Ermittlung des Gewerbeertrags. 

§ 8 

Hinzurechnungen 

Dem Gewinn aus Gewerbetrieb (§ 7) werden fol¬ 
gende Beträge wieder hinzugerechnet, soweit sie bei 
der Ermittlung des Gewinns abgesetzt sind: 

1. Zinsen für Schulden, die wirtschaftlich mit der 
Gründung oder dem Erwerb des Betriebs (Teil¬ 
betriebs) oder eines Anteils am Betrieb oder 
mit einer Erweiterung oder Verbesserung des 
Betriebs Zusammenhängen oder der nicht nur 
vorübergehenden Verstärkung des Betriebs¬ 
kapitals dienen; 

2. Renten und dauernde Lasten, die wirtschaftlich 
mit der Gründung oder dem Erwerb des Be¬ 
triebs (Teilbetriebs) oder eines Anteils am Be¬ 
trieb Zusammenhängen. Das gilt nicht, wenn 
diese Beträge beim Empfänger zur Steuer nach 
dem Gewerbeertrag heranzuziehen sind; 

3. die Gewinnanteile des stillen Gesellschafters 
sowie Gehälter und sonstige Vergütungen 
jeder Art, die für eine Beschäftigung des stillen 
Gesellschafters oder seines Ehegatten im Be¬ 
trieb gewährt worden sind. Das gilt nicht, wenn 
diese Beträge beim Empfänger zur Steuer nach 
dem Gewerbeertrag heranzuziehen sind; 
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4. die Gewinnanteile, die an persönlich haftende 
Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien auf ihre nicht auf das Grundkapital ge¬ 
machten Einlagen oder als Vergütung (Tan¬ 
tieme) für die Geschäftsführung verteilt wor¬ 
den sind, sowie Gehälter und sonstige Ver¬ 
gütungen jeder Art, die für eine Beschäftigung 
der Ehegatten dieser Gesellschafter im Betrieb 
gewährt worden sind; 

5. Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art, 
die für eine Beschäftigung des Ehegatten des 
Unternehmers oder Mitnnlernehmers im Be¬ 
trieb gewährt worden sind; 

6 . Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art, 
die von einem in § 2 Abs. 2 Ziff. 2 und Abs. 3 
bezeichnten Unternehmen an wesentlich Be¬ 
teiligte oder an ihre Ehegatten für eine Be¬ 
schäftigung im Betrieb gewährt worden sind; 

?. die Hälfte der Miet- und Pachtzinsen für die 
Benutzung der nicht in Grundbesitz bestehen¬ 
den Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die irn Eigentum eines anderen stehen. Das gilt 
nicht, soweit die Miet- oder Pachtzinsen beim 
Vermieter oder Verpächter zur Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeerlrag heranzuziehen sind, 
es sei denn, daß ein Betrieb oder ein Teilbetrieb 
vermietet oder verpachtet wird und der Jah- 
resbelrag der Miel- oder Pachtzinsen 250 000 
Deutsche Mark übersteigt. Maßgebend ist je¬ 
weils der Jahiesbetreg, den der Mieter oder 
Pächter für die Benutzung der zu den Betrieb¬ 
stätten eines Gemeindebezirks gehörigen frem¬ 
den Wir!schaftsgiiter an einen Vermieter oder 
Verpächter zu zahlen hat; 

8 . die Anteile am Verlust einer offenen Handels¬ 
gesellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder 
einer anderen Gesellschaft, bei der die Gesell¬ 
schafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Gewerbebetriebs anzusehen sind; 

9. bei den der Körperschaltsleuer unterliegenden 
Gewerbebetrieben die Ausgaben im Sinn des 
§11 Ziff. 5 des Körperschaftstoucrgesetzes mit 
Ausnahme der hei der Ermittlung des Einkom¬ 
mens abgezogenen Ausgaben zur Förderung 
wissenschaftlicher Zwecke. 

§ 9 

Kürzungen 

Die Summe des Gewinns und der Hinzurechnun¬ 
gen wird gekürzt lim 

1. 3 vom Plündert des Einheitswerts des zum Be¬ 
triebsvermögen des Unternehmers gehörenden 
Grundbesitzes, soweit er nicht zu Betriebstätten 
im Sinn des § 2 Abs. 6 Satz 1 gehört; maß¬ 
gebend ist der Einheitswert, der auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt (Ilauptfeststel- 
lungs-, Fortschreibungs- oderNachfeststellungs- 
zeitpunkt) vor dem Ende des Erhebungszeit¬ 
raums (§ 14 Abs. 2) lautet. An Stelle der 
Kürzung nadi Satz 1 tritt auf Antrag bei Un¬ 
ternehmen, die ausschließlich eigenen Grund¬ 
besitz oder neben eigenem Grundbesitz eige¬ 
nes Kapitalvermögen verwalten und nutzen 


oder daneben Wohnungsbauten betreuen oder 
Kaufeigenheime, Kleinsiedlungen und Eigen¬ 
tumswohnungen im Sinn des Ersten Teils des 
Wohnungseigentumsgesetzes vom 15. März 1951 
(Bundesgesetzbi. I S. 175) errichten und ver¬ 
äußern, die Kürzung um den Teil des Gewerbe¬ 
ertrags, der auf die Verwaltung und Nutzung 
des eigenen Grundbesitzes, auf die Betreuung 
von Wohnungsbauten und die Veräußerung 
von Eigenheimen, Kleinsiedlungen und Eigen¬ 
tumswohnungen entfällt. Satz 2 gilt nicht, wenn 
der Grundbesitz ganz oder zum Teil dem Ge¬ 
werbebetrieb eines Gesellschafters oder Ge¬ 
nossen oder einem Unternehmen dient, an dem 
ein Gesellschafter oder Genosse wesentlich be¬ 
teiligt ist; 

2. die Anteile am Gewinn einer offenen Handels¬ 
gesellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder 
einer anderen Gesellschaft, bei der die Gesell¬ 
schafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Gewerbetriebs anzusehen sind, wenn die Ge¬ 
winnanteile bei Ermittlung des Gewinns (§ 7) 
angesetzt worden sind; 

3. den Teil des Gewerbeertrags eines inländischen 
Unternehmens, der auf eine nicht im Inland be- 
legene Betriebstätte entfällt; 

4. die bei der Ermittlung des Gewinns aus Ge¬ 
werbetrieb des Vermieters oder Verpächters 
berücksichtigten Miet- oder Pachtzinsen für die 
Überlassung von nicht in Grundbesitz be¬ 
stehenden Wirtschaftsgülern des Anlagever¬ 
mögens, soweit sie nach § 8 Ziff. 7 dem Gewinn 
aus Gewerbebetrieb des Mieters oder Pächters 
hinzugerechnet worden sind; 

5. die nach den Vorschriften des Einkommen¬ 
steuergesetzes bei der Ermittlung des Einkom¬ 
mens abgezogenen Ausgaben zur Förderung 
wissenschaftlicher Zwecke, soweit sie aus Mit¬ 
teln des Gewerbebetriebs einer natürlichen 
Person oder Personengesellschaft (§ 2 Abs. 2 
Ziff. 1) entnommen worden sind; 

6 . die Zinsen aus den in § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 
des Einkommensteuergesetzes bezeichneten 
festverzinslichen Wertpapieren, bei denen die 
Einkommensteuer (Körperschaftsteuer) durch 
Abzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) 
erhoben worden ist. 

. § 9a 
(gestrichen) 

§ 10 

Maßgebender Gewerbeertrag 

(1) Maßgebend ist der Gewerbeertrag des Erhe¬ 
bungszeitraums, für den der einheitliche Steuermeß¬ 
betrag (§ 14) festgesetzt wird. 

(2) Weicht bei Unternehmen, die Bücher nach den 
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs zu führen ver¬ 
pflichtet sind, das Wirtschaftsjahr, für das sie regel¬ 
mäßig Abschlüsse machen, vom Kalenderjahr ab, so 
gilt der Gewerbeertrag als in dem Erhebungszeit¬ 
raum bezogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. 
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Bei Bi'ginn der Sloucrpflicht ist für den ersten Er- 
hebungszeitraum der Gcvwerbeorlrag des ersten 
Wirtseha ftsjahrs rnaßgehend. 

(3) Umfaßt bei Beginn der Sl.cuerpflicht, bei Been¬ 
digung der Sleuerpilichl oder infolge Umstellung 
des Wirtschaftsjalirs der für die? Ermittlung des Ge¬ 
werbeertrags maßgebende Zeitraum mehr oder 
weniger als zwölf Monate, so ist für die Anwendung 
der Sleiieimeß/.alden (§ 11) der Gewerbeertrag auf 
einen Jnhresbelr.tg tim/.m echoen. Von der Umrech¬ 
nung nach Salz. ! sind ausgenommen die Hinzurech¬ 
nung nach § 8 Ziff. 9 und die Kürzungen nach § 9 
Ziff. 1 Satz 1 und Ziff. 5. Bei der Umrechnung sind 
Kalondertnonale, in denen die Sleucrpflidil bestan¬ 
den hat, ais volle Kaicndcrmonatc anzusetzen. 

§ 10 a 

Gewerbeverlust 

Der maßgebende Gewerbeertrag wird bei Ge¬ 
werbetreibenden, die den Gewinn nach § 5 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln, um die Fehlbeträge gekürzt, 
die sich bei der Ermittlung dt« maßgebenden Ge¬ 
werbeertrags für die fünf vorangegangenen Er- 
bebungszeiträume nach den Vorschriften der §§ 7 
bis 10 ergeben haben, soweit die Fehlbeträge nicht 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags für die vier 
vorangegangenen Erhebungszeiträume berücksich¬ 
tigt worden sind. Im Fall des § 2 Abs. 5 kann der 
andere Unternehmer den maßgebendem Gewerbe¬ 
ertrag nicht um die Fehlbeträge kürzen, die sich bei 
der Ermitllung des maßgebenden Gcworbcertrags 
des übergegangenen Unternehmens ergeben haben. 

§ 11 

SK »ß ah! ui d ieuei * <.' trc q 

(1) Bei der Berechnung der Gewerbesteuer nach 
dem Gewerbenrtrag ist von einem. Slcuermeßbelrag 
auszugehen. Dieser ist durch Anwendung eines Hun- 
dertsatz.es (Stouermeßza h I) anl den Gewerbeerlrag 
zu onniltein. Der Gewerbeerlrag ist auf volle 
100 Deutsche Mark nach unten abzurunden. 

(2) Die SloiiermeBzahlon liir den Gewerbeerlrag 
betragen 

1. bei natürlichen Personen, bei Gesellschaften 
im Sinn des § 2 Abs. 2 Ziff. I und bei Kapi- 


talgc.-i.ellsrtiaft.c'.n im Sinn des § 19 Abs. 1 
Ziff. 2 des Körpersthartsteiiernosetzes 
für <iie ersten 7200 Deutsche Mark 

des Goworbcertrogs. Ov.H., 

für die weiteren 2400 Deutsche 

Mark des Geworboerlrags . lv.H.. 

für die weiterem 2400 Deutsche 

Mark des Gev/erbeerlrags. 2v.H., 

für die weiteren 2400 Deutsche 

Mark des Gcworbcertrags. 3v.H., 

für die weiteren 2400 Deutsche 

Mark des Geworboerlrags. 4v.H, 

für alle weiteren Betrüge. 5v.H.| 

2. bei anderen Unternehmen. 5 v. H. 


(3) Bei Hausgewerbetreibenden und ihnen nach 
§ 1 Abs. 2 Buchstaben b und d des Heimarbeitsgc- 
setzes vom 14. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 191) 
gleichgestellten Personen ermäßigen sich die Steuer¬ 
meßzahlen des Absatzes 2 Ziff. 1 auf die Hälfte. Das 
gleiche gilt für die nadi § 1 Abs. 2 Buchstabe c 
des Heimarbeitsgesetzes gleichgestellten Personen, 
deren Gesamtumsatz im Erhebungszeitraum 50 000 
Deutsche Mark nicht übersteigt. 

(4) Bei Kreditgenossenschaften und Zentralkassen 
ermäßigt sich, wenn sich bei ihnen die Körperschaft¬ 
steuer ermäßigt, die Steuermeßzahl des Absatzes 2 
Ziff. 2 auf ein Drittel. 

(5) Hat die Steuerpflicht nicht während des gan¬ 
zen Erhebungszeitraums (§ 14 Abs. 2) bestanden, so 
ermäßigt sich der Steuermeßbetrag auf so viele 
Zwölftel, wie die Steuerpflicht volle oder angefan¬ 
gene Kalendermonate im Erhebungszeitraum be¬ 
standen hat. 

Unterabschnitt 2 

Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbekapilal 

§ 12 

Begriff des Gewerbekapitals 

(1) Als Gewerbekapital gilt der Einheitswert des 
gewerblichen Betriebs im Sinn des Bewertungs¬ 
gesetzes mit den sich aus den Absätzen 2 bis 4 er¬ 
gebenden Änderungen. 

(2) Dem Einheitswert des gewerblichen Betriebs 
werden folgende Beträge hinzugeredmet: 

1. Die Verbindlichkeiten, die den Schuld- 
zinsen, den Renten und dauernden Lasten 
und den Gewinnanteilen im Sinn des § 8 
Ziff. 1 bis 3 entsprechen, soweit sie bei der 
Feststellung des Einheilswerts abgezogen 
worden sind; 

2. die Werte (Teitwerte) der nicht in Grund¬ 
besitz bestehenden Wirtschaftsgütcr, die 
dem Betrieb dienen, ober im Eigentum 
eines Mituntemehmers oder eines Dritten 
stehen, soweit sie nicht im Einheilswert des 
gewerblichen Betriebs enthalten sind. Das 
gilt nicht, wenn die Wirtschaftsgüter zum 
Gewerbekapital des Vermieters oder Ver¬ 
pächters gehören, es sei denn, daß ein Be¬ 
trieb oder ein Teilbetrieb vermietet oder 
verpachtet wird und die im Gewerbekapital 
des Vermieters oder Verpachters enthalte¬ 
nen Werte (Teilwerte) der überlassenen 
Wirtschaftsgütcr des Betriebs (Teilbetriebs) 
2,5 Millionen Deutsche Mark übersteigen. 
Maßgebend ist dabei jeweils die Summe 
der Werte der Wirtschaftsgüter, die ein 
Vermieter oder Verpächter dem Mieter 
oder Pächter zur Benutzung in den Betrieb¬ 
stätten eines Gcmcindebezirks überlassen 
hat. 

(3) Die Summe des Einheitswerts des gewerb¬ 
lichen Betriebs und der Hinzurechnungen wird ge¬ 
kürzt um 
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1. die Summe der Einheilswerle, mit denen 
die Bo.triobsgrundstücke in dem Einheits¬ 
werl des gewerblichen Betriebs enthalten 
sind; 

2. den Werl (Teilwerl) einer /.um Gcwerbe- 
kopilal gehörenden Beteiligung an einer 
olfenen Himdelsgesellschaft, einer Kom- 
manditgesellschalt oder einer anderen Ge¬ 
sellschaft, bei der die Gesellschafter als 
Unternehmer (Mil Unternehmer) des Ge¬ 
werbebetriebs an/uschen sind; 

3. die nach Absatz 2 Zilf. 2 dem Gewerbe- 
kapital eines anderen hinzugerechneten 
Worte (Teilwerto), soweit sie im Einheits¬ 
wert des gewerblichen Betriebs des Eigen¬ 
tümers enthalten sind. 

(4) Nicht zu berücksichtigen sind 

1. das Gewerbekapital von Betriebstätten, die 
das Unternehmen im Ausland unterhält; 

2. das Gewerbckapital, das auf Betriebstätten 
im Sinn des § 2 Abs. 6 Satz 1 entfällt. 

(5) Maßgebend ist der Einheitswerl, der auf den 
letzten Feststollungszoilpunkt (Ilauptfeststellungs-, 
Fortsc.hrcibungs- oder Nachfeststellungszeitpunkt) 
vor dem Ende des Erhebungszeitraums lautet. 

§ 12 a 

Anwendung des § 9 a 
des Vermögensteuergesetzes 

Der auf Grund der Ermächtigung in § 9 a des Ver- 
mögnnsteuergcselzcs zu gelassene Freibetrag ist bei 
der Ermittlung des Gewerbekapitals abzusetzen. 

§ 13 

Steuermeßzehl und Slenermeßbetrag 

(1) Bei der Berechnung der Gewerbesteuer nach 
dem Gewerbckapital ist von einem Steuermeßbe¬ 
trag auszugehen. Dieser ist durch Anwendung eines 
Tausendsatzes (Sloucrmeßzahl) auf das Gewerbe¬ 
kapital zu ermitteln. Das Gewerbekapital ist auf 
volle 1000 Deutsche Mark nach unten abzurunden. 

(2) Die Steuermeßzahl für das Gewerbekapital 
beträgt 2 vom Tausend. 

(3) Für Gewerbebetriebe, deren Gewerbekapital 
weniger als 0000 Deutsche Mark beträgt, wird ein 
Slcuennoßbelrag nicht festgesetzt. 

(4) Hat die Steuerpflicht nicht während des gan¬ 
zen Erhebungszoitraums (§ 14 Abs. 2) bestanden, so 
ermäßigt sicii der nach den Absätzen 1 und 2 be¬ 
rechnete Steuermeßbetrag aut so viele Zwölftel, wie 
die Steuerpflicht, volle oder angefangene Kalender¬ 
monate im Erhebungszeilraum bestanden hat. 

Unterabschnitt 3 

Einheitlicher Steuermeßbetrag 
§ 14 

Festsetzung des einheitlichen Steuermeßbetrags 

(1) Durch Zusammenrechnung der Steuermeß¬ 
beträge, die sich nach dem Gewerbeertrag und dem 


Gewerbe-kapital ergeben, wird ein einheitlicher 
Steuermeßbetrag gebildet. 

(2) Der einheitliche Steuermeßbetrag wird für den 
Erhebungszeilraum nach dessen Ablauf festgesetzt, 
Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Fällt die 
Steuerpflicht im Laufe des Erhebungszeitraums weg, 
so kann der einheitliche Steuermeßbetrag sofort 
festgesetzt werden. 

§ 15 

Pausdifestsetzung 

Wird die Einkommensteuer oder die Körperschaft¬ 
steuer in einem Pauschbetrag festgesetzt, so kann 
die für die Festsetzung zuständige Behörde im Ein¬ 
vernehmen mit der Landesregierung oder der von 
ihr bestimmten Behörde auch den einheitlichen 
Steuermeßbetrag in einem Pauschbetrag festsetzen. 

Unterabschnitt 4 

Festsetzung 

und Erhebung der Steuer 

§ 16 

Hebesatz 

Die Steuer wird auf Grund des einheitlichen 
Steuermeßbetrags (§ 14) nach dem Hebesatz festge¬ 
setzt und erhoben, der von der hebeberechtigten Ge¬ 
meinde (§§ 4, 35 a) für das dem Erhebungszeitraum 
entsprechende Rechnungsjahr festgesetzt ist. Der 
Hebesatz muß unbeschadet der Vorschrift des § 17 
für alle in der Gemeinde vorhandenen Unternehmen 
der gleiche sein. 

§ 17 

Zweigstellensteuer 

(1) Für Bank-, Kredit- und Wareneinzelhandels¬ 
unternehmen, die in einer Gemeinde eine Betrieb¬ 
stätte unterhalten, ohne in dieser ihre Geschäfts¬ 
leitung zu haben, kann der Hebesatz hinsichtlich der 
in dieser Gemeinde belegenen Betriebstätte bis zu 
drei Zehnteln höher sein als für die übrigen Ge¬ 
werbebetriebe (Zweigstellensteuer). Für die Zweig¬ 
stellensteuer sind die Verhältnisse zu Beginn des 
Erhebungszeitraums maßgebend. Beginnt die Steuer- 
Pflicht eines Unternehmens im Laufe eines Erhe- 
bungszeitraums, so sind für diesen Erhebungszeit¬ 
raum die Verhältnisse im Zeitpunkt des Beginns 
der Steuerpflicht maßgebend. 

(2) Dient eine Betriebstätte, die unter Absatz 1 
fällt, nur zum Teil Zwecken des Bank-, Kredit- oder 
Wareneinzelhandelsgeschäfts (z. B. Fabrikations¬ 
zweigstelle mit Ladengeschäft), so gilt die Erhöhung 
des Hebesatzes nur für den Teil des Steuermeßbe¬ 
trags, der auf diesen Teil der Betriebstätte entfällt. 

(3) Die Zweigstellensteuer muß für alle in der 
Gemeinde vorhandenen Unternehmen der in Ab¬ 
satz 1 bezeichn eten Art die gleiche sein. 

§ 17 a 

Mindeststeuer 

(1) Die Gemeinde ist ermächtigt, mit Zustimmung 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde die Ge¬ 
werbebetriebe, deren Geschäftsleitung sich am Ende 
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des Erhebungszeilraums oder im Zeitpunkt der Be¬ 
triebseinstellung in ihrem Gemeindebezirk befun¬ 
den hat, zu einer Mindeslsteuer heranzuziehen. Der 
Mindeststeuer unterliegen alle Gewerbebetriebe, 
für die nach § 16 keine oder eine geringere Steuer 
feslzuselzen wäre. Die Mindeststeuer kann bis zu 
12 Deutsche Mark, bei Hausgewerbetreibenden bis 
zu 6 Deutsche Mark betragen und darf für alle Ge¬ 
werbebetriebe in jeder dieser beiden Gruppen nur 
gleich hoch bemessen werden. 

(2) Bei Reisegewerbebetrieben tritt an die Stelle 
der Geschäftsleitung (Absatz 1 Satz 1) der Mittel¬ 
punkt der gewerblichen Tätigkeit (§ 35 a Abs. 3). 

(3) Der Beschluß über die Erhebung der Mindest¬ 
steuer muß vor dem Ende des Erhebungszeitraums 
gefaßt werden. Er kann bis zu diesem Zeitpunkt zu¬ 
rückgenommen oder geändert werden. 

§ 18 

(gestrichen) 

§ 19 

Vorauszahlungen 

(1) Der Steuerschuldner hat am 15. Februar, 
15. Mai, 15, August und 15. November Vorauszah¬ 
lungen zu entrichten. 

(2) Jede Vorauszahlung beträgt grundsätzlich ein 
Viertel der Steuer, die sich bei der letzten Veran¬ 
lagung ergeben hat. 

(3) Die Gemeinde kann die Vorauszahlungen 
der Steuer anpassen, die sich für den laufenden 
Erhebungszeitraum (§ 14 Ahs. 2) voraussichtlich 
ergeben wird. Hat das Finanzamt wegen einer 
voraussichtlichen Änderung des Gewinns aus Ge¬ 
werbebetrieb die Vorauszahlungen auf die Ein¬ 
kommensteuer oder Körperschaftsteuer der für den 
laufenden Veranlngungszeiträum voraussichtlich zu 
erv/artenden Steuer angcpaßl, so hat es gleichzeitig 
für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 
den einheitlichen Steuermeßbelrag festzusetzen, der 
sich voraussichtlich für dem lautenden Erhebungs- 
Zeitraum ergeben wird. An diese Festsetzung ist die 
Gemeinde bei der Anpassung der Vorauszahlungen 
nach Satz 1 gebunden. 

(4) Wird im laufe des Erhebungszeitraums ein 
Gewerbebetrieb neu gegründet oder tritt ein bereits 
bestehender Gewerbebetrieb infolge Wegfalls des 
Befreiungsgrundes in die Steuerpflicht ein, so gilt 
für die erstmalige Festsetzung der Vorauszahlungen 
Absatz 3 entsprechend. 

(5) Die einzelne Vorauszahlung ist aut den näch¬ 
sten vollen Betrag in Deutscher Mark nach unten 
abzurunden. Sie wird nur festgesetzt, wenn sie 
mindestens 3 Deutsche Mark beträgt. 

§ 20 

Abrechnung über die Vorauszahlungen 

(1) Die für einen Erhebiingszoilraum (§ 14 Abs. 2) 
entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Steuer¬ 
schuld für diesen Erhebunyszeiträum ungerechnet. 


(2) Ist die Steuerschuld größer als die Summe 
der anzurechnenden Vorauszahlungen, so ist der 
Unterschiedsbetrag, soweit er den im Erhebungs¬ 
zeitraum fällig gewordenen, aber nicht entrichteten 
Vorauszahlungen entspricht, sofort, im übrigen 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheids zu entrichten (Abschlußzahlung). 

(3) Ist die Steuerschuld kleiner als die Summe 
der anzurechnenden Vorauszahlungen, so wird der 
Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Steuer¬ 
bescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 
ausgeglichen. 

§§ 21 und 22 • 

(gestrichen) 

Abschnitt III 
Lohnsummensteuer 
§ 23 

Besteuerungsgrundlage 

(1) Besteuerungsgrundlage ist die Lohnsumme, 
die in jedem Kalendermonat an die Arbeitnehmer 
der in der Gemeinde belegenen Betriebstätte ge¬ 
zahlt worden ist. Die Gemeinde kann in einzelnen 
Fällen oder allgemein die Lohnsumme eines jeden 
Kalendervierteljahrs als Besteuerungsgrandlage be¬ 
stimmen. 

(2) übersteigt die Lohnsumme des Gewerbe¬ 
betriebs in dem Rechnungsjahr nicht 24 000 Deutsche 
Mark, so werden von ihr 9000 Deutsche Mark ab¬ 
gezogen. Hat die Steuerpflicht nicht während des 
ganzen Rechnungsjahrs bestanden, so ermäßigen 
sich diese Beträge entsprechend. 

§ 24 

Lohnsumme 

(1) Lohnsumme ist die Summe der Vergütungen, 
die an die Arbeitnehmer der in der Gemeinde be¬ 
legenen Betriebstätte gezahlt worden sind. 

(2) Vergütungen sind vorbehaltlich der Absätze 
3 bis 5 die Arbeitslöhne im Sinn des § 19 Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes, soweit sie nicht 
durch andere Rechtsvorschriften von der Lohn¬ 
steuer befreit sind. Zuschläge für Mehrarbeit und 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit gehören 
unbeschadet der einkommensteuerlichen Behandlung 
zur Lohnsumme. 

(3) Zur Lohnsumme gehören nicht 

1. Beträge, die an Lehrlinge gezahlt worden 
sind, die auf Grund eines schriftlichen Lehr¬ 
vertrags eine ordnungsmäßige Ausbildung 
erfahren; 

2. Beträge, die nach § 8 Ziff. 3 bis 6 für die 
Ermittlung des Gewerbeertrags dem Ge¬ 
winn hinzuzurechnen sind. 

(4) Bei Staatsbanken und Sparkassen bleiben die 
Vergütungen in dem Verhältnis außer Ansatz, in 
dem der steuerfreie Gewinn zu dem Gesamtgewinn 
der Staatsbank oder Sparkasse steht. 
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(5) In den Fällen des § 3 Zii'f. 5, 6 und 8 bleiben 
die Vergütungen an solche Arbeitnehmer außer 
Ansatz, die nicht ausschließlich oder überwiegend 
in dem steuerpflichtigen Betrieb oder Teil des Be¬ 
triebs tätig sind. 

§ 25 

Steuermeßzahl, Steuermeßbetrag und Hebesatz 
ftj iti der Beiechnung der Lohnsummensteuer ist 
von einem Slcuiermeßbetrag aüsizügehls'):,. Dieser ist 
durch Anwendung eines Tausrndsatzos (Steuermeß- 
zald.l m;l die Lohncunieie zu ermitteln. Die Lohn- 
sinn.ii ist auf v<»iLc* 10 Deulsüie Mark nach unten 

Dil- Si'■!i-• üi' l’i/.iid bei der l.oii:iMimim:n- 
stiuicr iu l rüg! 2 vp'fti T. isoml. 

I'fi h’i llair. : vveiliciii ibeiideu und ihnen nach 
§ 1 Mcs. 2 Pik. ’i Alben 1) und d des Heimaibeits- 
ges-.u/es vom I I. Marz ID.ii (Bundesgeset/.bl. 1 S. 191) 
glcHigcsIcIllcn Personen ermäßigt sich die Sleuer- 
meß c bl auf die Hallte. Das gleiche gilt für die nach 
§ 1 Abs. 2 Buchstabe c dos Heimarbeitsgesetzes 
gleic! gestellten Personen, deton Gesamtumsatz in 
dem dem Rechnungsjahr unmittelbar vorangegange- 
nen Kalenderjahr 50000 Deutsche Mark nicht, über¬ 
stiegen hat. 

(•1) Der Hebest)tz Tür die Lohnsummensleuer muß 
unbeschadet der Vorschrift des Absatzes 5 für alle 
in der Gemeinde vorhandenen Unlernehmen der 
gleiche sein. Es kann von dein Hebesalz für die 
Gcweri-•sioner nach dem Gewerbeertrag und dem 
Gewci Peka.pitai abweidn n 

(5) Die Vorschrift des § 17 (Zweigsloilensteuer) 
gilt entsprechend für die Lohnsummensteucr. 

§ 26 

Fälligkeit 

Die Lohnsummenstcuer .für einen Kalendermonat 
ist spätestens am 15. des darauffolgenden Kalender¬ 
monats zu entrichten. Hat die Gemeinde von der 
Befugnis des § 23 Abs. 1 Satz 2 Gebrauch gemacht, 
so ist die Lohnsummensteuer für das abgelaufene 
Kalenderviert.elja.hr spätestens am 15. Tag nach 
Ablauf des Kalendcrviorleljahrs zu entrichten. Bis 
zu dem in Salz 1 oder in Satz 2 bezeichneten Zeit¬ 
punkt ist der Gemeindebehörde eine Erklärung über 
die Berechnung der Lolmsummensleuor abzugeben. 
Diese Erklärung isl eine Steueicuklürung im Sinn 
der Reicbsabgabenordnung. 

§ 27 

Festsetzung des Steuermeßbetrags 

(1) Der Slouermeßbetrag nach der Lohnsumme 
wird nur auf Antrag dos Steuerschuldners oder 
einer beteiligten Gemeinde und nur dann festge¬ 
setzt, wenn ein berechtigtes Interesse an der Fest¬ 
setzung dargetan wird. Der Steuermeßbetrag ist. 
jeweils festzusotxcn 

1. für ein Rechnungsjahr, wenn der Antrag 
nach Ablauf des Rechnungsjahrs gestellt 
wird; 


2. für die vor der Antragstellung vollendeten 
Kalendermonate oder Kalendervierteljahre, 
wenn der Antrag vor Ablauf des Rech¬ 
nungsjahrs gestellt wird. 

Dabei ist die Lohnsumme zugrunde zu legen, che 
der Unternehmer in dem Festsetzungszeilraum ge¬ 
zahlt hat. 

(2) Der Antrag auf Festsetzung des Sleuermeß- 
betrags muß innerhalb der ersten sechs Monate 
nach Ablauf des Rechnungsjahrs gestellt werden. 
Der Steuermeßbetrag ist auf Antrag der Gemeinde 
auch nach Ablauf dieser Frist festzusetzen, wenn 
festgestellt wird, daß der Steuerschuldner die Er¬ 
klärungen über die Berechnungsgrundlagen (§ 25) 
vorsätzlich oder fahrlässig nicht oder nicht richtig 
bei der zuständigen Gemeinde abgegeben hat. 

(3) Hat eins Finanza;::: e.H nach Ablauf des Rech¬ 
nungsjahrs Beträge im Sinn des § 24 AH; 3 Zill 2 
für die Ermittlung des Gewcrbcertrcgs dem Gewinn 
hinzugerechnot, so kenn insoweit der Antrag auf 
Festsetzung des Steucrmeßhctrags innerhalb der 
Rechtsmittelfrist für den Gewerbesteuermeßbescheid 
gestellt werden, der die Hinzurechnungen erstmals 
enthält. 

A b s cijfliä : : IV 
Zerlegung 
§ 28 

Allgemeines 

Sind im Erhebungszeitraum Belriebställen zur 
Ausübung des Gewerbes in mehreren Gemeinden 
unterhalten worden, so ist der einheitliche Steuer¬ 
meßbetrag in die auf die einzelnen Gemeinden ent¬ 
fallenden Anteile (Zerlegungsanteile) zu zerlegen. 
Das gilt auch in den Fällen, in denen eine Betrieb¬ 
stätte sich über mehrere Gemeinden erstreckt hat 
oder eine Betriebstätte innerhalb eines Erhebungs¬ 
zeitraums von einer Gemeinde in eine andere Ge¬ 
meinde verlegt worden ist. Betriebstätten, die nach 
§ 2 Abs. 6 Satz 1 nicht der Gewerbesteuer unter¬ 
liegen, sind nicht zu berücksichtigen. 

§ 29 

ZerlegungsmaSstab 

(1) Zerlegungsmaßstab ist 

1. bei Versicherungs-, Bank- und Kreditunter¬ 
nehmen 

das Verhältnis, in dem die Summe der in 
allen .Betriebstätten (§ 28) erzielten Be¬ 
triebseinnahmen zu den in den Betrieb¬ 
stätten der einzelnen Gemeinden erzielten 
Betriebseinnahmen steht; 

2. in den übrigen Fällen vorbehaltlich der 
Ziffer 3 

das Verhältnis, in dem die Summe der Ar¬ 
beitslöhne, die an die bei allen Betrieb- 
stälten (§ 28) beschäftigten Arbeitnehmer 
gezahlt worden sind, zu den Arbeitslöhnen 
steht, die an die bei den Betriebs lätten der 
einzelnen Gemeinden beschäftigten Arbeit¬ 
nehmer gezahlt worden sind; 
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3. bei Wareneinzelhandelsunternehmen 

zur Hälfte das in Ziffer 1 und zur Hälfte 
das in Ziffer 2 bezeichnete Verhältnis. 

(2) Bei der Zerlegung nach Absatz 1 sind die Be¬ 
triebseinnahmen oder Arbeitslöhne anzusetzen, die 
in den Betriebstätten der beteiligten Gemeinden 
(§ 28) während des Erhebungszeitraums (§ 14 Abs. 2) 
erzielt oder gezahlt worden sind. 

(3) Bei Ermittlung der Verhältniszahlen sind die 
Betriebseinnahmen oder Arbeitslöhne auf volle 
1000 Deutsche Mark abzurunden. 

§ 30 

Zerlegung bei mehrgemeindlichen Betriebstätten 

Erstreckt sich die Betriebstätte auf mehrere Ge¬ 
meinden, so ist der einheitliche Steuermeßbetrag 
oder Zerlegungsanteil auf die Gemeinden zu zer¬ 
legen. auf die sidi die Betriebstätte erstreckt, und 
zwar nach der Lage der örtlichen Verhältnisse unter 
Berücksichtigung der durch das Vorhandensein der 
Betriebstätte erwachsenden Gemeindelasten. 

§ 31 

Begriff der Arbeitslöhne für die Zerlegung 

Arbeitslöhne sind die Vergütungen im Sinn des 
§ 24 Abs. 2 bis 5 mit folgenden Abweichungen: 

1. Nach dem Gewinn berechnete einmalige Ver¬ 
gütungen (z. B. Tantiemen, Gratifikationen) 
sind nicht anzusetzen. Das gleiche gilt für 
sonstige Vergütungen, soweit sie bei dem ein¬ 
zelnen Arbeitnehmer 40 000 Deutsche Mark 
übersteigen. 

2. Bei Unternehmen, die nicht von einer juristi¬ 
schen Person betrieben »/erden, sind für die im 
Betrieb tätigen Unternehmer (Mitunternehmer) 
insgesamt 10 000 Deutsche Mark jährlich anzu¬ 
setzen. 

3. Bei Unternehmen der in § 2 Abs. 2 Ziff. 2 und 
Abs. 3 bezeichneten Art sind insgesamt 10 000 
Deutsche Mark jährlich für die Arbeit der im 
Betrieb tätigen, am Unternehmen wesentlich 
Beteiligten und ihrer Ehegatten anzusetzen. 

4. Bei Eisenbahnunternehmen sind die Vergütun¬ 
gen, die an die in der Werkstättenverwaltung 
und im Fahrdienst beschäftigten Arbeitnehmer 
gezahlt worden sind, mit dem um ein Drittel 
erhöhten Betrag anzusetzen. 

§ 32 

(gestrichen) 

§ 33 

Zerlegung in besonderen Fällen 

(1) Führt die Zerlegung nach §§ 28 bis 31 zu 
einem offenbar unbilligen Ergebnis, so ist nach 
einem Maßstab zu zerlegen, der die tatsächlichen 
Verhältnisse besser berücksichtigt. In dem Zer¬ 
legungsbescheid hat das Finanzamt darauf hinzu¬ 
weisen, daß bei der Zerlegung Satz 1 angewendet 
worden ist. 


(2) Einigen sich die Gemeinden mit dem Steuer¬ 
schuldner über die Zerlegung, so ist der Steuer¬ 
meßbetrag nach Maßgabe der Einigung zu zerlegen. 

§ 34 

Kleinbeträge 

(1) übersteigt der einheitliche Steuermeßbetrag 
nicht den Betrag von 20 Deutsche Mark, so ist er 
in voller Höhe der Gemeinde zuzuweisen, in der 
sich die Geschäftsleitung befindet. Befindet sich die 
Geschäftsleitung im Ausland oder in einem der in 
§ 2 Abs. 6 Satz 1 bezeichneten Gebiete außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes, so ist der 
Steuermeßbetrag der Gemeinde zuzuweisen, in der 
sich die wirtschaftlich bedeutendste der zu berück¬ 
sichtigenden Betriebstätten befindet. 

(2) übersteigt der einheitliche Steuermeßbetrag 
zwar den Betrag von 20 Deutsche Mark, würde aber 
nach den Zerlegungsvorschriften einer Gemeinde 
ein Zerlegungsanteil von nicht mehr als 20 Deutsche 
Mark zuzuweisen sein, so ist dieser Anteil der Ge¬ 
meinde zuzuweisen, in der sich die Geschäftsleitung 
befindet. Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzu¬ 
wenden. 

(3) Ergibt sich im Rechtsmittelverfahren eine 
Erhöhung eines oder mehrerer Zerlegungsanteile, 
so sind die übrigen Anteile nicht zu kürzen, wenn 
die nach Absatz 2 ermittelten Kleinbeträge für die 
Erhöhung ausreichen. Insöweit unterbleibt die Zu¬ 
weisung nach Absatz 2. 

§ 35 

Zerlegung bei der Lohnsummensteuer 

Erstreckt sich eine Betriebstätte über mehrere 
Gemeinden, so ist der unter Zugrundelegung der 
Lohnsumme berechnete Steuermeßbetrag durch den 
Unternehmer auf die beteiligten Gemeinden in ent¬ 
sprechender Anwendung der §§ 30 und 31 zu zer¬ 
legen. Auf Antrag einer beteiligten Gemeinde setzt 
das Finanzamt den Zerlegungsanteil fest. 


Abschnitt V 

Gewerbesteuer der Reisegewerbebetriebe 

§ 35a 

(1) Die Reisegewerbebetriebe unterliegen, soweit 
sie im Inland — mit Ausnahme der in § 2 Abs. 6 
Satz 1 bezeichneten Gebiete — betrieben werden, 
der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital. 

(2) Reisegewerbebetrieb im Sinn dieses Gesetzes 
ist ein Gewerbebetrieb, dessen Inhaber nach den 
Vorschriften der Gewerbeordnung und den Aus¬ 
führungsbestimmungen dazu entweder einer Reise¬ 
gewerbekarte bedarf oder von der Reisegewerbe¬ 
karte lediglich deshalb befreit ist, weil er einen 
Blindenwaren-Vertriebsausweis (§ 55 a Abs. 1 Nr. 4 
der Gewerbeordnung) besitzt. Wird im Rahmen 
eines einheitlichen Gewerbebetriebs sowohl ein 
stehendes Gewerbe als auch ein Reisegewerbe 
betrieben, so ist der Betrieb in vollem Umfang als 
stehendes Gewerbe zu behandeln. 
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(3) fleboberi'ddigl ist die Gemeinde, in der sich 
der Mittelpunkt der gewerblichen Tätigkeit befindet. 

(4) Jsl im Laufe des Erhebungszeitraums der 
Mittelpunkt der gewerblichen Tätigkeit von einer 
Gemeinde in eine andere Gemeinde, verlegt worden, 
so hat das Finanzamt den einheitlichen Steuermeß¬ 
betrag nach den zeitlichen Anteilen (Kalendermona¬ 
ten) auf die beteiligten Gemeinden zu zerlegen. 

Abschnitt VI 

Änderung des Gewerbesteuermeßbescheids 
von Amts wegen 

§ 35b 

(1) Der Gewerbesleucrmeßbescheid ist vom Amts 
wegen durch einen neuen Bescheid zu ersetzen, 
wenn der Einkommensteuerbescheid, der Körper- 
schaftsteucrbeschcid oder ein Feststellungsbescheid 
geändert wird und die Änderung die Höhe des Ge¬ 
winns aus Gewerbebetrieb oder des Einheitswerts 
des gewerblichen Betriebs berührt. Die Änderung 
des Gewinns aus Gewerbebetrieb oder des Einheits¬ 
werts des gewerblichen Betriebs ist in dem neuen 
Gewerbesteuermeßbescheid insoweit, zu berücksich¬ 
tigen, als sie die Höhe des Gewerbeertrags oder 
des Gewerbekapitals beeinflußt. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten auch 
für den Fall, daß der Gewerbesteuermeßbescheid, 
der von Amts wegen durch einen neuen Bescheid 
zu ersetzen ist, bereits unanfechtbar geworden ist. 
Der Erlaß des neuen Gewerbesteuermeßbescheids 
kann zurücfcgcstellt werden, bis die Änderung des 
Einkoinmensleuerbescheids, des Körperschaftsteuer¬ 
bescheids oder des Feststellungsbescheids unan¬ 
fechtbar geworden ist. Von dem Erlaß eines neuen 
Gewerbesteuermeßbescheids ist. abzusehen, wenn 
die Änderung nur geringfügig ist. 

Abschnitt VII 

Durchführung > 

§ 35c 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrales 

1. zur Durchführung des Gewerbesteuergesetzes 
Rechtsverordnungen zu erlassen 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) über die Ermittlung des Gewerbeertrags 
und des Gewerbekapitals, 

c) über die Festsetzung der Steuermeßbeträge, 
soweit dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung und zur Vermeidung von Un¬ 
billigkeiten in Härtefällen erforderlich ist, 

d) über die Zerlegung des einheitlichen Steuer- 
meßbelrags und die Zerlegung bei der 
Lohnsummensteuer; 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung zu er¬ 
lassen 

a) über die sich aus der Aufhebung oder Än¬ 
derung von Vorschriften dieses Gesetzes 
ergebenden Rechtsfolgen, soweit dies zur 


Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Be¬ 
steuerung oder zur Beseitigung von Un¬ 
billigkeiten in Härtefällen erforderlich ist, 

b) über die Steuerbefreiung von Kranken¬ 
anstalten des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde oder eines Gemeindeverbands 
sowie von anderen Krankenanstalten, die 
in besonderem Maß der minderbemittelten 
Bevölkerung dienen, 

c) über die Steuerbefreiung der Einnehmer 
einer staatlichen Lotterie, 

d) über die Steuerbefreiung bei bestimmten 
kleineren Versicherungsvereinen auf Ge¬ 
genseitigkeit im Sinn des § 53 des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Ver¬ 
sicherungsunternehmungen und Bauspar- 

• kassen, wenn sie von der Körperschaft¬ 
steuer befreit sind, 

e) über die Beschränkung der Hinzurechnung 
von Dauerschulden (§ 8 Ziff. 1, § 12 Abs. 2 
Ziif. 1) bei Kreditinstituten nach dem Ver¬ 
hältnis des Eigenkapitals zu Teilen des 
Anlagevermögens, 

f) über die Begriffsbestimmung des Waren¬ 
einzelhandelsunternehmens, die für die 
Zweigstellensteuer (§ 17) und die Zerlegung 
(§ 29) unterschiedlich sein kann, 

g) über die Festsetzung abweichender Voraus¬ 
zahlungstermine. 

§ 35 d 

Neufassung 

Der Bundesminisler der Finanzen wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern den Wortlaut des Gewerbesteuergesetzes 
und der dazu erlassenen Durchführungsverordnun¬ 
gen in der jeweils gellenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer Para¬ 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei Unstim¬ 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Abschnitt VIII 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 36 

Zeitlicher Geltungsbereich 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist erst¬ 
mals anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe¬ 
ertrag und dem Gewerbekapital für den Er¬ 
hebungszeitraum 1961, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohnsummen, 
die nach dem 31. Dezember 1960 gezahlt 
werden. 

§ 37 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts¬ 
verordnungen, die auf Grand dieses Gesetzes er¬ 
lassen werden, gelten im Land Berlin nadi § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 





















